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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 11 AL 233/02 B 

 

 

 
......................................................................................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ..............................................., 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesanstalt für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 23. Dezember 2002 durch den  

Vorsitzenden Richter   B a l z e r   sowie die Richter   V o e l z k e   und    

Dr.  L e i t h e r e r   beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 17. September 2002 wird als unzulässig 

verworfen.  

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde, mit der der Kläger als Verfahrensmangel (§ 160 Abs 2 Nr 3 Sozialge-

richtsgesetz <SGG>) rügt, das Landessozialgericht (LSG) habe den Grundsatz des recht-

lichen Gehörs verletzt, ist unzulässig. Denn ihre Begründung genügt nicht den in § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG genannten Anforderungen. Nach der Rechtsprechung des Bundesso-

zialgerichts (BSG) erfordern diese Vorschriften, dass der Zulassungsgrund schlüssig dar-

getan wird (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 34, 47 und 58). 

 

Der Kläger trägt zur Begründung seiner Beschwerde vor, es sei zwischen den Parteien 

unstreitig gewesen, dass zwischen ihm und seinem Partner eine Lebensgemeinschaft seit 

Juni 1998 bestanden habe. Streitig sei geblieben, ob die Lebensgemeinschaft zwischen 

zwei gleichgeschlechtlichen Partnern ein wichtiger Grund iS des Sperrzeittatbestandes für 

die Aufgabe der Wohnung in H.                 verbunden mit der Kündigung des dort beste-

henden Arbeitsverhältnisses sein könne. Das LSG sei zu dem nach dem Verlauf des Ver-

fahrens überraschenden Schluss gekommen, dass es bis zum Ende des Beschäftigungs-

verhältnisses überhaupt keine eheähnliche Lebensgemeinschaft gegeben habe. Dazu 

wäre vorgetragen worden, dass im vorliegenden Fall durchaus ein gegenseitiges Einste-

hen vorgelegen habe. Dies könne ua dadurch unter Beweis gestellt werden, dass in der 

Zeit, in der der Kläger keine Leistung vom Arbeitsamt erhalten habe, der Lebensunterhalt 

vom Partner getragen worden sei.  

 

Mit diesem Vorbringen wird ein Verfahrensmangel, auf dem die angefochtene Entschei-

dung beruhen kann, nicht bezeichnet. Wird als Verfahrensmangel die Verletzung rechtli-

chen Gehörs gerügt, so muss ua vorgetragen werden, welchen erheblichen Vortrag das 

Gericht entweder nicht zur Kenntnis genommen hat oder welches Vorbringen durch das 

Gericht verhindert worden ist, und inwiefern das angefochtene Urteil darauf beruht (BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 36). Aus dem Vorbringen in der Beschwerdebegründung ergibt sich 

schon nicht, dass das Urteil für den Kläger eine Überraschungsentscheidung gewesen ist. 

Eine solche liegt vor, wenn das Gericht einen bis dahin nicht erörterten rechtlichen oder 

tatsächlichen Gesichtspunkt zur Grundlage seiner Entscheidung macht und damit dem 

Rechtsstreit eine Wende gibt, mit der auch ein gewissenhafter und kundiger Prozessbe-

teiligter nach dem bisherigen Verfahrensverlauf nicht zu rechnen braucht (BVerfGE 86, 

133; BSG, Beschluss vom 5. Dezember 2001 - B 7 AL 166/01 B -). Insbesondere 

anwaltlich vertretene Prozessbeteiligte müssen grundsätzlich von sich aus alle vertretba-

ren Gesichtspunkte in Betracht ziehen und sich in ihrem Vortrag darauf einstellen 

(BVerfG, aaO, S 144 f).  

 

Nach diesen Maßstäben erging die Entscheidung des LSG zu der Frage, ob der Zuzug zu 

einem gleichgeschlechtlichen Partner einen wichtigen Grund iS des Sperrzeittatbestandes 

darstellt, entgegen der Auffassung der Beschwerde nicht überraschend. Vielmehr er-
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scheint die Beantwortung dieser Frage durch das LSG vor dem Hintergrund der Recht-

sprechung des Senats, die einen wichtigen Grund für die Lösung des Beschäftigungsver-

hältnisses wegen des erstmaligen Zuzugs zum nichtehelichen Partner verneint hat (BSG 

SozR 3-4100 § 119 Nr 16), ausgesprochen naheliegend. Weitere Hinweise für die Ent-

scheidungserheblichkeit der Frage ergeben sich aus der Rechtsprechung des 7. Senats 

des BSG, wonach zur Feststellung des Umstands, ob eine eheähnliche Lebensgemein-

schaft vorliegt, die einen wichtigen Grund für die Lösung des Beschäftigungsverhältnisses 

darstellt, ua auf deren Dauer und Kontinuität, eine gemeinsame Wohnung, eine beste-

hende Haushalts- und Wirtschaftsgemeinschaft und die gemeinsame Versorgung von 

Angehörigen abzustellen ist (BSG SozR 3-4100 § 119 Nr 15; vgl auch Urteil vom 17. Ok-

tober 2002 - B 7 AL 72/00 R -). Angesichts dieser Rechtsprechung musste sich aufdrän-

gen, dass die Frage, ob die Partner zuvor bereits eine Wohngemeinschaft begründet 

hatten, für das Vorliegen eines wichtigen Grundes von ausschlaggebender Bedeutung 

sein kann. Es bedarf deshalb keiner Entscheidung, ob in der Beschwerdebegründung 

hinreichend dargestellt wird, welches entscheidungserhebliches Vorbringen des Klägers 

durch das behauptete Vorgehen des LSG verhindert worden ist.  

 

Die unzulässige Beschwerde ist somit zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 iVm § 169 

SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. 
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